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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.06.1980 

Geschäftszahl 

2260/78 

Rechtssatz 

Bei antragsbedürftigen Verwaltungsakten ist es unzulässig, entgegen dem erklärten Willen der Partei ihrem 
Begehren eine Deutung zu geben, die aus dem Wortlaut des Begehrens nicht unmittelbar erschlossen werden 
kann, mag auch das Begehren, so wie es gestellt worden ist, von vornherein aussichtslos oder gar unzulässig sein 
(Hinweis E 29.2.1972, 231/71). 


